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Verwaltungsgericht Hamburg 

Urteil 

Im Namen des Volkes 

In der Verwaltungsrechtssache  
 
 
 

 

[…] 
- Kläger - 

 
 
Prozessbevollmächtigte(r): 
[…]  
 
g e g e n 

 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das 
Bundesministerium des Innern und für Heimat, 
dieses vertreten durch den Präsidenten des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge,  
Sachsenstraße 12 + 14,  
20097 Hamburg,  
[…],  

- Beklagte - 
 

hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 11, aufgrund der mündlichen Verhandlung 
vom 27. November 2023 durch  
 
[…] 
 
für Recht erkannt: 
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Die Beklagte wird unter Aufhebung der Ziffern 2 bis 4 des Bescheids vom 26. Juli 2021 

verpflichtet, festzustellen, dass zugunsten des Klägers die Voraussetzungen für ein 

Abschiebungsverbot gemäß § 60 Abs. 5, 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich Somalias 

vorliegen. 

Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

Die außergerichtlichen Kosten des Verfahrens trägt die Beklagte. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstreckung 

durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % der aufgrund des Urteils festzusetzenden 

Kosten abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 

110 % des zu vollstreckenden Betrages leistet. 

 

 

 

 
 
Rechtsmittelbelehrung:  
 
Innerhalb eines Monats nach Zustellung kann gegen dieses Urteil die Zulassung der Berufung beantragt 
werden.  
 
Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, zu stellen. Er muss 
das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, 
darzulegen.  
 
Die Berufung ist nur zuzulassen,  
 
- wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 
 
- wenn das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts, 

des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder  

 
- wenn ein in § 138 VwGO bezeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt.  
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 
Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten 
Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der 
weiteren Einzelheiten auf § 67 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
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Tatbestand 

Der Kläger begehrt die Feststellung von Abschiebungsverboten. 

Der am […] in Somalia geborene Kläger ist somalischer Staatsangehöriger, zugehörig zum 

Stamm der […] und muslimischen Glaubens. Eigenen Angaben zufolge verließ er Mitte 

2016 Somalia und reiste über Äthiopien, Sudan, Libyen und Italien nach Schweden, wo er 

am 12. Juli 2017 Asyl beantragte. Die schwedischen Asylbehörden lehnten den Asylantrag 

am 28. Juni 2018 ab; die Entscheidung erlangte am 12. August 2019 Rechtskraft. Der 

Kläger reiste zunächst in die Schweiz und beantragte dort erneut Asyl. Am 

25. Oktober 2019 akzeptierte Schweden das Übernahmegesuch der Schweiz; der Kläger 

wurde am 12. Dezember 2019 nach Schweden zurückgeführt. Anfang Oktober 2020 reiste 

der Kläger nach Deutschland ein und beantragte am 8. Dezember 2020 Asyl.  

Im Rahmen seiner persönlichen Anhörung bei der Beklagten am 11. Februar 2021 trug der 

Kläger vor, aus […] zu stammen. Die nächstgrößere, schätzungsweise 100 km entfernt 

liegende Stadt sei Mogadischu, wo er jedoch nie gewesen sei. In […] habe er mit seiner 

Mutter, seinem großen Bruder und den kleineren Brüdern in einer Blechhütte gelebt. Seine 

Mutter sei mit seinen kleinen Brüdern ungefähr Anfang 2020 nach Kenia geflüchtet. Sein 

Vater sei Anfang 2016 verstorben. Ein Onkel väterlicherseits sei bereits zuvor verstorben, 

der weitere Onkel väterlicherseits, der ihm, dem Kläger, bei der Ausreise aus Somalia 

geholfen habe, sei danach von der al-Shabab umgebracht worden. Er habe daher keine 

Verwandte mehr in Somalia; seine Mutter sei Einzelkind und zu existierenden Cousins und 

Cousinen habe er nie Kontakt gehabt. Der Lebensunterhalt für sich, seine Mutter und die 

Brüder sei nach dem Tod des Vaters durch seinen älteren Bruder gesichert worden; dieser 

habe als Elektriker gearbeitet. Er selbst habe die Schule nur bis zur 7. Klasse besucht und 

ab Anfang 2016 seinem Bruder geholfen. Seine Mutter habe währenddessen auf die 

jüngeren Brüder aufgepasst. Nach dem Tod seines Vaters habe sich ihr Leben komplett 

verändert. Sein Bruder habe glücklicherweise aber eine Arbeit als Elektriker gefunden, 

sodass er zunächst die Schule weiter besuchen habe können. Seine Mutter habe dann 

jedoch gewollt, dass er seinen Bruder begleite, um von ihm zu lernen und eines Tages 

ebenfalls als Elektriker Arbeit finden zu können. Als er einmal mit seinem Bruder in einem 

Privathaus den Stromkasten gesucht habe, hätten sie eine Kiste mit Waffen entdeckt. Der 

Hausherr habe dies bemerkt und sei sehr wütend geworden. Er habe ihnen gedroht, dass 

sie niemandem hiervon erzählen sollten. Einen Tag später seien abends vier bewaffnete 

Männer zu ihnen gekommen. Er, sein Bruder und seine Mutter seien gefesselt worden und 

die Männer hatten ihn und seinen Bruder mitgenommen. Sie seien einige Minuten gelaufen, 
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ihre Hände seien gefesselt gewesen und sie hätten Augenbinden getragen. Er habe gehört, 

wie geschossen worden sei, und bemerkt, dass er Blutspritzer abbekommen habe. Dann 

habe er in ein Auto einsteigen müssen und sie seien lange, etwa drei Stunden, gefahren. 

Nachdem sie seine Augenbinde abgenommen hätten, habe er eine Hütte mit zwei Zimmern 

und al-Shabab-Mitglieder gesehen. Er sei in einen Raum gebracht worden, wo schon 

andere festgehaltene Jugendliche gewesen seien. Einer der Männer habe ihm gesagt, dass 

sie seinen Bruder umgebracht hätten, weil dieser volljährig gewesen sei und sie an die 

Regierung verraten habe. Weil er, der Kläger, noch minderjährig sei, hätten sie ihn nicht 

umgebracht. Ihm sei mit dem Tod gedroht worden, sollte er abhauen. Er habe dann 

ungefähr 25 Tage dort verbracht und Tee und Essen verteilen sowie das Geschirr 

einsammeln müssen. Etwa fünf Tage, nachdem neue Jugendliche dazugekommen seien, 

hätten sie in der Nacht Schüsse draußen gehört. Etwa vier Stunden lang sei geschossen 

worden, irgendwann seien Männer reingekommen und hätten sie aufgefordert, 

rauszukommen. Diese Männer seien die Väter der festgehaltenen Jugendlichen gewesen. 

Einer der Männer habe ihn dann an der Hauptstraße abgesetzt und ihm die Richtung zu 

seinem Heimatdorf gezeigt. Irgendwann sei er zu dem Ort […] gekommen, wo sein Onkel 

gelebt habe. Dieser habe sich gefreut, als er ihn gesehen habe, und habe ihm nochmal 

erzählt, dass sein Bruder umgebracht worden sei. Er habe seinem Onkel alles erzählt. Sein 

Onkel habe sich mit seiner Mutter abgesprochen und ihn für zwei Tage und zwei Nächte 

versteckt gehalten. Er habe die Flucht für ihn organisiert. Ein LKW-Fahrer habe ihn 

zunächst nach Äthiopien mitgenommen. Dort habe ihn ein Mann zu sich in die Wohnung 

genommen. Am nächsten Tag sei er mit einem Auto in eine andere Stadt gefahren worden. 

Als er irgendwann in Italien gewesen sei, habe ihm seine Mutter am Telefon erzählt, dass 

sie seinen Onkel umgebracht hätten, weil er ihm zur Flucht verholfen hatte. Sollte er 

zurückkehren, hätte er Angst, dass diese Leute ihn wieder auffordern würden, für sie zu 

arbeiten, und ihn sonst umbringen würden. Sie hätten seiner Mutter gedroht, dass er 

entweder zurückkommen solle oder sie ihnen Geld zahlen oder einen anderen Sohn 

übergeben müsse. Seine Mutter habe deshalb fliehen müssen und lebe jetzt in einem 

Flüchtlingslager. Er gehöre einem Minderheitenclan an und habe sonst niemanden in 

Somalia.  

Mit Bescheid vom 26. Juli 2021 lehnte die Beklagte den Asylantrag als unzulässig ab, stellte 

fest, dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5, 7 Satz 1 AufenthG nicht vorliegen und 

drohte dem Kläger für den Fall der nicht fristgemäß erfolgten Ausreise die Abschiebung 

nach Somalia an. Zudem befristete sie das Einreise- und Aufenthaltsverbot nach 

§ 11 Abs. 1 AufenthG auf 36 Monate ab dem Tag der Abschiebung. Es lägen keine 
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Anhaltspunkte dafür vor, dass sich die Sach- und Rechtslage im Anschluss an das 

vorangegangene erfolglose Asylverfahren in Schweden geändert habe. Die Gefahr einer 

menschenrechtswidrigen Behandlung sei nicht erkennbar. Der mittlerweile volljährige 

Kläger sei gesund und arbeitsfähig, weshalb selbst bei Annahme vollständig fehlender 

familiärer Bindungen im Heimatland nicht von einer existenzbedrohenden wirtschaftlichen 

Notsituation auszugehen sei. Der vorgelegte ärztliche Kurzbericht vom 10. Februar 2021 

beinhalte keine endgültige Diagnose, keine Aussage zum Schweregrad der Erkrankung und 

keine Prognose hinsichtlich der möglichen Folgen einer Abschiebung. 

Der Kläger hat am 5. August 2021 Klage erhoben und zugleich um einstweiligen 

Rechtsschutz nachgesucht. Er sei psychisch erkrankt und hierdurch stark beeinträchtigt. 

Wegen der Einzelheiten der eingereichten ärztlichen Berichte vom 10. Februar 2021 (UKE, 

Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, -psychotherapie und -psychosomatik), vom 

25. August 2021 (Familientherapeutische Praxis […]), vom 31. August 2021 (UKE, Institut 

für Rechtsmedizin) und vom 9. Juni 2023 (Agaplesion Bethesda Krankenhaus Bergedorf, 

Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie) sowie der weiteren Stellungnahmen vom 7. Juli 

2023 (Bezirksamt Hamburg Nord, Zentrale Beratungsstelle Jugendpsychologischer/-

psychiatrischer Dienst) und vom 17. November 2023 ([…], M.Sc. Psychologe mit 

Schwerpunkt klinische Psychologie und Psychotherapie) wird auf diese verwiesen. 

Der Kläger beantragt, 

die Beklagte unter Aufhebung der Ziffern 2 bis 4 des Bescheids vom 26. Juli 2021 

zu verpflichten, festzustellen, dass zu seinen Gunsten die Voraussetzungen für die 

Feststellung eines Abschiebungsverbots gemäß § 60 Abs. 5, Abs. 7 AufenthG 

hinsichtlich Somalias vorliegen.  

Die Beklagte beantragt mit Schriftsatz vom 6. August 2021, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung bezieht sie sich auf die angefochtene Entscheidung. 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch die Berichterstatterin anstelle der 

Kammer einverstanden erklärt. 
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Das Gericht hat den Kläger in der mündlichen Verhandlung vom 27. November 2023 

persönlich angehört. Wegen der Einzelheiten seiner Angaben wird auf das 

Sitzungsprotokoll Bezug genommen. 

Die Asyl- und Ausländerakte des Klägers, die beigezogenen Gerichtsakten 11 AE 3402/21 

und 11 AE 1910/22 sowie die in der Ladungsverfügung vom 12. Oktober 2023 in Bezug 

genommenen Erkenntnisquellen des Gerichts zu Somalia (Stand: Oktober 2023) sind 

Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen. 

 

 

 

 

 

Entscheidungsgründe 

I. Der Entscheidung über die Klage, die im Einverständnis der Beteiligten durch die 

Berichterstatterin anstelle der Kammer ergeht (§ 87a Abs. 2, 3 VwGO), steht das 

Ausbleiben der Beklagten in der mündlichen Verhandlung nicht entgegen. Denn diese ist 

mit der Ladung vom 12. Oktober 2023, die ihr am 17. Oktober 2023 ordnungs- und 

fristgemäß zugestellt wurde, auf die Folgen ihres Ausbleibens gemäß § 102 Abs. 2 VwGO 

hingewiesen worden.  

II. Die zulässige Klage hat in der Sache Erfolg. Der Kläger hat nach der gemäß 

§ 77 Abs. 1 Satz 1 AsylG maßgeblichen Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 

mündlichen Verhandlung einen Anspruch auf die Feststellung eines nationalen 

Abschiebungsverbots gemäß § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich Somalias; 

insoweit ist der Bescheid vom 26. Juli 2021 rechtswidrig und der Kläger in seinen Rechten 

verletzt, § 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO (hierzu 1). Die in Ziffer 3 angedrohte Abschiebung des 

Klägers nach Somalia sowie die in Ziffer 4 getroffene Befristungsentscheidung sind 

ebenfalls rechtswidrig und daher aufzuheben (hierzu 2.). 

1. Der Kläger hat einen Anspruch auf die Feststellung eines Abschiebungsverbots 

hinsichtlich Somalias. 
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Nach § 60 Abs. 5 AufenthG darf ein Ausländer nicht abgeschoben werden, soweit eine 

Abschiebung nach den Bestimmungen der Konvention vom 4. November 1950 zum 

Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (BGBl. 1952 II, S. 685, EMRK) 

unzulässig ist. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (vgl. Urt. v. 

11.11.1997, 9 C 13/96, juris Rn. 8) umfasst der Verweis auf die EMRK lediglich 

Abschiebungshindernisse, die in Gefahren begründet liegen, welche dem Ausländer im 

Zielstaat der Abschiebung drohen (sog. „zielstaatsbezogene“ Abschiebungshindernisse). 

Bei § 60 Abs. 5 AufenthG sind alle Verbürgungen der EMRK in den Blick zu nehmen, aus 

denen sich ein Abschiebungsverbot ergeben kann.  

Eine Verletzung des Art. 3 EMRK kommt in besonderen Ausnahmefällen auch bei 

„nichtstaatlichen“ Gefahren aufgrund prekärer Lebensbedingungen in Betracht. Der 

Umstand, dass im Fall einer Aufenthaltsbeendigung die Lage des Betroffenen einschließlich 

seiner Lebenserwartung erheblich beeinträchtigt würde, reicht allerdings allein nicht aus, 

um einen Verstoß gegen Art. 3 EMRK annehmen zu können. Denn die EMRK zielt 

hauptsächlich darauf ab, bürgerliche und politische Rechte zu schützen. Es bedarf 

humanitärer Gründe, die mit Blick auf die allgemeine wirtschaftliche Lage und die 

Versorgungslage betreffend Nahrung, Wohnraum und Gesundheitsversorgung zwingend 

gegen die Aufenthaltsbeendigung sprechen (vgl. EGMR, Urt. v. 27.5.2008, 26565/05 

[N./Vereinigtes Königreich], NVwZ 2008, 1334, 1336 [Ls. 4, Rn. 42 ff.]; Urt. v. 28.6.2011, 

8319/07 u.a. [Sufi und Elmi/Vereinigtes Königreich], NVwZ 2012, 681, 685 [Rn. 278 ff.]; 

BVerwG, Urt. v. 31.1.2013, 10 C 15/12, juris Rn. 23, 25; Urt. v. 13.6.2013, 10 C 13/12, juris 

Rn. 25). Die einem Ausländer im Zielstaat drohenden Gefahren müssen hierfür jedenfalls 

ein „Mindestmaß an Schwere“ (minimum level of severity) aufweisen (vgl. EGMR <GK>, 

Urt. v. 13.12.2016, 41738/10 [Paposhvili/Belgien], juris Rn. 174; EuGH, Urt. v. 16.2.2017, 

C-578/16 PPU, juris Rn. 68); es kann erreicht sein, wenn er seinen existentiellen 

Lebensunterhalt nicht sichern kann, kein Obdach findet oder keinen Zugang zu einer 

medizinischen Basisbehandlung erhält (vgl. BVerwG, Beschl. v. 8.8.2018, 1 B 25.18, juris 

Rn. 11). In seiner jüngeren Rechtsprechung stellt der Gerichtshof der Europäischen Union 

(vgl. EuGH, Urt. v. 19.3.2019, C 297/17 u.a., juris Rn. 89 ff.; Urt. v. 29.3.2019, C-163/17, 

juris Rn. 90 ff.) darauf ab, ob sich die betroffene Person „unabhängig von ihrem Willen und 

ihren persönlichen Entscheidungen in einer Situation extremer materieller Not“ befindet, 

„die es ihr nicht erlaubte, ihre elementarsten Bedürfnisse zu befriedigen, wie insbesondere, 

sich zu ernähren, sich zu waschen und eine Unterkunft zu finden, und die ihre physische 

oder psychische Gesundheit beeinträchtigte oder sie in einen Zustand der Verelendung 

versetzte, der mit der Menschenwürde unvereinbar wäre“ (vgl. zum Ganzen auch BVerwG, 
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Urt. v. 4.7.2019, 1 C 45/18, juris Rn. 12). Auch im Rahmen von § 60 Abs. 5 AufenthG i.V.m. 

Art. 3 EMRK ist der Maßstab der beachtlichen Wahrscheinlichkeit zugrunde zu legen; 

erforderlich aber auch ausreichend ist daher die tatsächliche Gefahr („real risk“) einer 

unmenschlichen Behandlung (vgl. BVerwG, Urt. v. 27.4.2010, 10 C 5/09, juris Rn. 22). 

Dabei ist eine „qualifizierende“ Betrachtungsweise im Sinne einer Gewichtung und 

Abwägung aller festgestellten Umstände und ihrer Bedeutung anzulegen (vgl. BVerwG, Urt. 

v. 20.2.2013, 10 C 23/12, juris Rn. 32; Beschl. v. 13.2.2019, 1 B 2/19, juris Rn. 6). Bei dieser 

Prüfung stellt der EGMR grundsätzlich auf den gesamten Abschiebungszielstaat ab und 

prüft zunächst, ob solche Umstände an dem Ort vorliegen, an dem die Abschiebung endet 

(vgl. EGMR, Urt. v. 28.6.2011, 8319/07 [Sufi und Elmi/Vereinigtes Königreich], NVwZ 2012, 

681, 684 ff. [Rn. 265, 301, 309]). 

 

Diese Maßstäbe zugrunde gelegt ist das Gericht im Hinblick auf die allgemeine 

wirtschaftliche Lage in Somalia und die dortige Versorgungslage betreffend Nahrung, 

Wohnraum und Gesundheitsversorgung (hierzu unter a.) davon überzeugt, dass dem 

Kläger bei einer Rückkehr nach Somalia eine Art. 3 EMRK widersprechende Behandlung 

droht. Er wird mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht in der Lage sein, seinen existenziellen 

Lebensunterhalt zu sichern und seine elementarsten Bedürfnisse zu befriedigen, sodass 

ihm alsbald nach Rückkehr die Verelendung droht (hierzu unter b.). 

a. Die Grundversorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ist in Somalia in weiten 

Landesteilen nicht gewährleistet. Es gibt weder sozialen Wohnraum noch Sozialhilfe 

(Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 

Bundesrepublik Somalia [Stand: April 2023], S. 22). Die medizinische Versorgung ist im 

gesamten Land ebenfalls äußerst mangelhaft. Erhebliche Teile der Bevölkerung haben 

keinen Zugang zu trinkbarem Wasser oder zu hinreichenden sanitären Einrichtungen. Die 

öffentlichen Krankenhäuser sind mangelhaft ausgestattet, was Ausrüstung/medizinische 

Geräte, Medikamente, ausgebildete Kräfte und Finanzierung angeht (Auswärtiges Amt, 

Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Bundesrepublik Somalia 

[Stand: April 2023], S. 23).  

In dem jüngsten Länderinformationsblatt des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl (vgl. 

BFA, Länderinformation Somalia, 17.3.2023, S. 226 ff. m.w.N.) werden die wirtschaftliche 

Lage und der Arbeitsmarkt in Somalia wie folgt beschrieben: 

„Mehrere Schocks haben die Geschwindigkeit der wirtschaftlichen Erholung des Landes unterminiert, 

darunter Überschwemmungen, eine Heuschreckenplage und die Covid-19-Pandemie (AFDB 
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25.5.2022). Die somalische Wirtschaft hat sich allerdings als resilienter erwiesen, als zuvor vermutet: 

Ursprünglich war für 2020 ein Rückgang des BIP um 2,5 % prognostiziert worden (UNSC 13.11.2020, 

Abs. 17), tatsächlich sind es dann nur minus 0,4 % geworden (UNSC 10.8.2021, Abs. 17), nach 

anderen Angaben sogar nur 0,1 %. Für 2021 war ein Wachstum von 2,4 % prognostiziert, geworden 

sind es dann 2,9 % (FTL 29.11.2022). Für das Jahr 2022 prognostiziert die Weltbank ein Wachstum 

von 3,2 % (WB 6.2021, S. 20). 

Eine der Triebfedern der wirtschaftlichen Erholung sind Remissen und anhaltende Investitionen (UNSC 

17.2.2021, Abs. 19). Ein resilienter Privatsektor und starke Remissen aus der Diaspora bleiben 

Grundlage für Optimismus. Zudem gibt es unentwickelte Möglichkeiten aufgrund der Urbanisierung, 

sowie auf den Gebieten neuer Technologien, Bildung und Gesundheit (AB 22.6.2022). Die 

Geldrückflüsse nach Somalia sind 2021 im Vergleich zu 2020 noch einmal gestiegen, von 30,8 % des 

BIP auf 31,3 % (AFDB 25.5.2022). Neben der Diaspora (VICE 1.3.2020) sind auch zahlreiche 

Agenturen der UN (etwa UN-Habitat, UNICEF, UNHCR) tatkräftig dabei, das Land wiederaufzubauen 

(ÖB 11.2022, S. 21). Das Maß an privaten Investitionen bleibt konstant. Die Inflation lag 2021 bei 4,6 

%, für 2022 werden aufgrund höherer Nahrungsmittel- und Treibstoffpreise sowie der herrschenden 

Dürre 9,4 % prognostiziert (AFDB 25.5.2022). 

Allerdings war das Wirtschaftswachstum schon in besseren Jahren für die meisten Somalis zu gering, 

als dass sich ihr Leben dadurch verbessern hätte können (UNSC 21.12.2018, S. 4). Der 

Bevölkerungszuwachs nivelliert das Wirtschaftswachstum und hemmt die Reduzierung von Armut (BS 

2022, S. 30). Das Pro-Kopf-Einkommen beträgt 875 US-Dollar (BS 2022, S. 3). Zusätzlich bleibt die 

somalische Wirtschaft im Allgemeinen weiterhin fragil. Dies hängt mit der schmalen Wirtschaftsbasis 

zusammen. Die Mehrheit der Bevölkerung ist von Landwirtschaft und Fischerei abhängig und dadurch 

externen und Umwelteinflüssen besonders ausgesetzt (ÖB 11.2022, S. 15). Landwirtschaft, Handel, 

Kommunikation und mobile Geldtransferdienste tragen maßgeblich zum BIP bei; alleine die 

Viehwirtschaft macht rund 60 % des BIP (BS 2022, S. 31) und 80 % der Exporte aus (BS 2022, S. 25). 

Der Großteil der Wirtschaft bzw. der wirtschaftlichen Aktivitäten ist dem informellen Sektor 

zuzurechnen (UNSC 10.10.2022, Abs. 64). Insgesamt sind zuverlässige Daten zur Wirtschaft schwierig 

bis unmöglich zu erhalten bzw. zu verifizieren (ÖB 11.2022, S. 2/15) bzw. sind vertrauenswürdige 

Daten kaum vorhanden (BS 2022, S. 30). […] 

Arbeitsmarkt: Es gibt kein nationales Mindesteinkommen. Ca. 95 % der Berufstätigen arbeiten im 

informellen Sektor (USDOS 12.4.2022, S. 48). In einer von Jahrzehnten des Konflikts zerrütteten 

Gesellschaft hängen die Möglichkeiten des Einzelnen generell sehr stark von seinem eigenen und vom 

familiären Hintergrund sowie vom Ort ab (BS 2022, S. 30). Das Unternehmertum spielt in der 

somalischen Wirtschaft eine entscheidende Rolle. Schätzungen zufolge werden alleine dadurch mehr 

als drei Viertel aller Arbeitsplätze geschaffen (WB 22.3.2022). Zum Beispiel hat der Telekom-Konzern 

Hormuud Telecom in den vergangenen Jahren tausende Arbeitsplätze geschaffen und beschäftigt 

heute mehr als 20.000 Frauen und Männer (EAT 14.2.2021). Überhaupt sind zwei Drittel der aktiven 

Erwerbsbevölkerung Selbständige (WB 13.7.2022). Einerseits wird berichtet, dass die 

Arbeitsmöglichkeiten für Flüchtlinge und zurückkehrende Flüchtlinge in Süd-/Zentralsomalia limitiert 

sind. So berichten etwa Personen, die aus Kenia zurückgekehrt sind, über mangelnde 

Beschäftigungsmöglichkeiten (USDOS 12.4.2022, S. 27). Andererseits wird ebenso berichtet, dass die 
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besten Jobs oft an Angehörige der Diaspora fallen – etwa wegen besserer Sprachkenntnisse (FIS 

7.8.2020, S. 33f). Am Arbeitsmarkt spielen Clanverbindungen eine Rolle (USDOS 12.4.2022, S. 48). 

Gerade, um eine bessere Arbeit zu erhalten, ist man auf persönliche Beziehungen und das Netzwerk 

des Clans angewiesen. Dementsprechend schwer tun sich IDPs, wenn sie vor Ort über kein Netzwerk 

verfügen; meist sind sie ja nicht Mitglieder der lokalen Gemeinde (FIS 7.8.2020, S. 33f). Männer, die 

vom Land in Städte ziehen, stehen oft vor der Inkompatibilität ihrer landwirtschaftlichen Kenntnisse mit 

den vor Ort am Arbeitsmarkt gegebenen Anforderungen (DI 6.2019, S. 22f; vgl. OXFAM 6.2018, S. 

10). Die Zugezogenen tun sich schwer, eine geregelte Arbeit zu finden (OXFAM 6.2018, S. 10); 

außerdem wird der Umstieg von Selbstständigkeit auf abhängige Hilfsarbeit oft als Demütigung und 

Erniedrigung gesehen. Darum müssen gerade IDPs aus ländlichen Gebieten in die Lage versetzt 

werden, neue Fähigkeiten zu erlernen, damit sie etwa am informellen Arbeitsmarkt oder als 

Kleinhändler ein Einkommen finden. Dies geschieht auch teilweise (DI 6.2019, S. 22f). Generell finden 

Männer unter anderem auf Baustellen, beim Graben, Steinebrechen, Schuhputzen oder beim 

Khatverkauf eine Arbeit. Ein Großteil der Tätigkeiten ist sehr anstrengend und mitunter gefährlich. 

Außerdem wird von Ausbeutung und Unterbezahlung berichtet (OXFAM6.2018, S. 10). 

Ende Mai 2022 hat die Regierung die National Youth Development Initiative gestartet. Mit dieser sollen 

Arbeitsplätze für Jugendliche geschaffen werden (WB 13.7.2022). Die von der EU finanzierte Dalbile 

Youth Initiative wurde im August 2020 gestartet und läuft weiter fort. Mit diesem Programm wird das 

Leben von ca. 5.000 jungen Menschen verändert werden, durch Unternehmertum, soziale 

Unternehmungen, Management Training, Mentorship, Ausbildung und Geldern für Start-ups (RD 

23.9.2022). Im Rahmen dieses und anderer Programme hat UNFPA diverse Maßnahmen umgesetzt, 

um Jugendliche auf dem Arbeitsmarkt besserzustellen. Im ersten Jahr der Dalbile Youth Initiative 

wurden mehr als 1.500 Jugendliche (davon ca. die Hälfte weiblich) mit Kapazitätsbildungsmaßnahmen 

erreicht. 68 Start-ups wurden mit Krediten versorgt (UNFPA 27.7.2022). Ein Programm von IOM 

unterstützt Jugendliche dabei, neue Fähigkeiten zu erwerben, die auf dem Arbeitsmarkt von Vorteil 

sind – etwa als Schneider, Installateur oder Elektriker. In Baidoa und Kismayo wurden 300 Jugendliche 

finanziell unterstützt, um bei lokalen Firmen Berufspraktika absolvieren zu können. Die meisten der 

Absolventen des Programms können danach ihren Lebensunterhalt mit eigenem Einkommen 

finanzieren (IOM 27.12.2022). 

Einkommen, Tätigkeiten: An Arbeitstätigkeiten genannt werden: Träger am Bau; Arbeiten am Hafen 

(FIS 7.8.2020, S. 33f) Köhler; Hilfsarbeiter am Bau; Koranlehrer; Rickshaw-Fahrer; Transporteur mit 

einer Eselkarre; Transporteur mit einer Scheibtruhe (Khalil 1.2019, S. 30). Arzt; Krankenschwester (FIS 

5.10.2018, S. 36); Universitätslektor (TG 8.6.2022); angestellte und selbstständige Überlandfahrer; 

Fleischverkäufer (RE 18.2.2021); Magd; Hausangestellte; Wäscherin; Marktverkäuferin. In der 

Verwaltung sind nur wenige Stellen verfügbar, besser stellt sich die Situation bei Polizei und Armee 

dar. Viele Menschen leben vom Kleinhandel oder von ihrer Arbeit in Restaurants oder Teehäusern. 

Allerdings ist eine Arbeit in der Gastwirtschaft mit niedrigem Ansehen verbunden. Die 

Mehrheitsbevölkerung ist derartige Tätigkeiten sowie jene auf Baustellen äußerst abgeneigt. Dort 

finden sich vielmehr marginalisierte Gruppen – z. B. IDPs – die oft auch als Tagelöhner arbeiten. 

Weibliche IDPs arbeiten als Mägde, Hausangestellte oder Wäscherinnen. Manche verkaufen Früchte 

auf Märkten (FIS 7.8.2020, S. 33f). Durch den Niedergang der Landwirtschaft, der maßgeblich durch 
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die Dürre verursacht worden ist, ist auch die Nachfrage nach Arbeitskräften in der Landwirtschaft 

gesunken bzw. haben sich die Löhne dort verringert (IPC 4.6.2022). 

IOM berichtet aus Mogadischu, dass dort für ungelernte Arbeitskräfte Jobs zur Verfügung stehen - 

etwa als Reinigungskraft, Träger oder im Zustelldienst, als Ziegelmacher, Wäscherin oder auch als 

Buchhalter. Oft werden derartige Jobs aber von Arbeitgebern an eigene Verwandte vergeben. Zu 

finden sind Jobs meist über die eigene Verwandtschaft oder persönliche Netzwerke. Es gibt aber auch 

Websites zur Arbeitsvermittlung: Shaqodoon.net und Qaranjobs.com. Frauen mit Ausbildung können 

sich um einen Job umsehen. Frauen ohne Ausbildung übernehmen üblicherweise Aufgaben im 

Haushalt oder aber sie finden eine Anstellung über Familienkontakte, oder indem sie von Tür zu Tür 

gehen. Frauen ohne Kontakte in Mogadischu müssen oft die am schlechtesten bezahlten Jobs 

annehmen - etwa als Wäscherin oder Reinigungskraft (IOM 2.3.2023). Gesucht werden in Mogadischu 

Fachkräfte in den Bereichen Medizin (Ärzte, Krankenpfleger), Hotellerie, Wirtschaft und IT (IOM 

2.3.2023). […] 

Arbeitslosenquote: Die Arbeitslosenquote ist landesweit hoch (USDOS 12.4.2022, S. 27), wobei es zu 

konkreten Zahlen unterschiedlichste und teils widersprüchliche Angaben gibt: Laut einer Quelle lag die 

Erwerbsquote (labour force participation) 2018 bei Männern bei 58 %, bei Frauen bei 37 % (UNSC 

21.12.2018, S. 4). Die Zahl für Frauen wird auch von einer Quelle im Jahr 2021 erwähnt (SLS 

6.4.2021). Zwei Quellen nennen 2022 eine Jugendarbeitslosigkeit (15-29 Jahre) von 67-68% (RD 

10.6.2022; vgl. UNFPA 27.7.2022). Allerdings suchen laut einem Bericht der ILO nur 40 % der 

Jugendlichen tatsächlich nach einer Arbeit (UNFPA 27.7.2022). Eine weitere Quelle erklärte 2016, 

dass 58 % der männlichen Jugendlichen (Altersgruppe 15-35) ökonomisch aktiv waren, während drei 

von zehn Jugendlichen arbeitslos waren (UNFPA 8.2016, S. 4). In einer anderen Quelle wird die 

Arbeitslosenrate für 2020 mit 13,1 % angeführt (BS 2022, S. 23); die Weltbank nennt für das Jahr 2021 

für ganz Somalia eine Arbeitslosenquote bei der Erwerbsbevölkerung von 19,9 % (WB 2022). Eine 

weitere Quelle nannte 2018 bei 15-24-Jährigen eine Quote von 48 % (OXFAM 6.2018, S. 22, FN8) 

und die österreichische Botschaft in Nairobi erklärt, dass unterschiedliche Quellen unterschiedliche 

Kriterien verwenden und die Schätzungen zwischen 19,9 % und 47,4 % schwanken (ÖB 11.2022, S. 

15). Bei einer Studie aus dem Jahr 2016 gaben hingegen nur 14,3 % der befragten Jugendlichen 

(Mogadischu 6 %, Kismayo 13 %, Baidoa 24 %) an, gegenwärtig arbeitslos zu sein. Dies kann auf 

folgende Gründe zurückzuführen sein: a) dass die Situation in diesen drei Städten anders ist als in 

anderen Teilen Somalias; b) dass die wirtschaftliche Entwicklung seit 2012 die Situation verbessert 

hat; c) dass es nun mehr Unterbeschäftigte gibt; d) dass die Definition von „arbeitslos“ unklar ist (z.B. 

informeller Sektor) (IOM 2.2016). 

Nach Angaben einer Quelle hat sich die Arbeitslosigkeit - und damit auch die Armut - infolge der Covid-

19-Pandemie verstärkt. 21 % mussten ihre Arbeit niederlegen; und das, obwohl nur 55 % der 

Bevölkerung überhaupt am Arbeitsmarkt teilnehmen. 78 % der Haushalte berichteten über einen 

Rückgang des Einkommens (WB 6.2021, S. 23). […] 

Frauen: Der vor allem unter Männern vorherrschende Khat-Konsum, der im langjährigen Konflikt 

geforderte Blutzoll an der männlichen Bevölkerung und die hohe Scheidungsrate haben dazu geführt, 

dass Frauen immer mehr in ehemals männlich dominierte Wirtschaftsbereiche vorstoßen – etwa bei 

der Viehzucht, in der Landwirtschaft und im Handel. Frauen tragen nunmehr oft den Hauptteil zum 



- 12 -  
 
 
 

 
- 13 - 

 

Familieneinkommen bei (ICG 27.6.2019, S. 10f). Gerade auch die Hungersnot von 2011 und die Dürre 

2016/17 haben den Vorstoß von Frauen in männliche Domänen weiter vorangetrieben (DI 6.2019, S. 

22). In Süd-/Zentralsomalia und Puntland sind Frauen in 43 % der Haushalte mittlerweile die 

Hauptverdiener (OXFAM 6.2018, S. 10). Frauen spielen - außer bei den großen Betrieben - eine 

führende Rolle beim Unternehmertum. In Mogadischu und Bossaso sind ca. 45 % der formellen 

Unternehmen im Besitz von Frauen (WB 22.3.2022). 

Trotzdem bietet sich für vom Land in Städte ziehende Frauen meist nur eine Tätigkeit als z. B. 

Wäscherin an, da es diesen Frauen i. d. R. an Bildung und Berufsausbildung mangelt. Allerdings 

können sie z. B. auch als Kleinhändlerin tätig werden. Sie verkaufen Treibstoff, Milch, Fleisch, Früchte, 

Gemüse oder Khat auf Märkten oder auf der Straße. 80-90 % des derart betriebenen Handels wird von 

Frauen kontrolliert. Außerdem arbeiten Frauen in der Landwirtschaft (FIS 5.10.2018, S. 24f), oder sie 

verkaufen Kleidung und Essen (RE 19.2.2021). Andere arbeiten als Dienstmädchen, 

Straßenverkäuferin, Köchin, Schneiderin, Müllsammlerin (OXFAM 6.2018, S. 10) oder aber auch auf 

Baustellen (FIS 5.10.2018, S. 24f; vgl. OXFAM 6.2018, S. 10). Viele der hunderten Straßenreiniger in 

Mogadischu sind Witwen und die alleinigen Geldverdiener ihrer Familien. Das höchste hier verfügbare 

Einkommen beträgt 150 US-Dollar im Monat; manche bekommen Essensrationen. Die 

Stadtverwaltung versucht auch, männliche Reinigungskräfte anzuwerben, hat aber wenig Erfolg. Viele 

Männer weigern sich demnach, solche Arbeiten zu verrichten (AJ 21.7.2022). All die zuvor genannten 

Tätigkeiten führen Frauen jenseits des ihnen traditionell zugeschriebenen Bereichs des eigenen 

Haushalts aus (OXFAM 6.2018, S. 10). Natürlich gibt es für Frauen auch weiterhin kulturelle 

Einschränkungen bezüglich der Berufsausübung, z. B. können sie nicht Taxifahrerin werden (FIS 

5.10.2018, S. 24f). Sie haben hinsichtlich Einkommensmöglichkeiten eine eingeschränkte Auswahl. 

Von Frauen abgehaltene Workshops (z. B. Schneiderei-, Henna- und Kochkurse) in Mogadischu 

tragen zur Verbesserung der Situation bei (DW 11.3.2021). Allerdings ist auch bekannt, dass Frauen 

eine geringere Aussicht auf eine Vollzeitanstellung haben (SLS 6.4.2021). 

Lebensunterhalt: Die Mehrheit der Bevölkerung lebt von Subsistenzwirtschaft, sei es als Kleinhändler, 

kleine Viehzüchter oder Bauern. Zusätzlich stellen Remissen für viele Menschen und Familien ein 

Grundeinkommen dar (BS 2022, S. 25f). Mehr als die Hälfte der Bevölkerung ist direkt oder indirekt 

von der Viehzucht abhängig (OXFAM 6.2018, S. 4). Die große Masse der werktätigen Männer und 

Frauen arbeitet in Landwirtschaft, Viehzucht und Fischerei (62,8 %). Der nächstgrößere Anteil an 

Personen arbeitet als Dienstleister oder im Handel (14,1 %). 6,9 % arbeiten in bildungsabhängigen 

Berufen (etwa im Gesundheitsbereich oder im Bildungssektor), 4,8 % als Handwerker, 4,7 % als 

Techniker, 4,1 % als Hilfsarbeiter und 2,3 % als Manager (UNFPA 2016, S. 22). 

Die Mehrheit der IDPs verdingt sich als Tagelöhner. Frauen gehen oft von Tür zu Tür und bieten ihre 

Dienste an, etwa als Wäscherinnen oder in der Hausarbeit. Männer gehen häufig auf Baustellen - die 

Städte werden ja wieder aufgebaut und daher braucht es auch viele Tagelöhner. Die begehrtesten 

Jobs sind jene auf Baustellen, wo der Verdienst höher ist als in anderen Bereichen. Es gibt auch viele 

Kleinstunternehmer beiderlei Geschlechts. Dabei bekommen die Menschen nicht immer einen Job, sie 

arbeiten z. B. nur 2-3 Tage in der Woche. Daneben gibt es humanitäre Hilfe, aber damit sind die 

Menschen nicht ausreichend versorgt (ACCORD 31.5.2021, S. 23). Nach anderen Angaben bieten 

NGOs und der Privatsektor den Menschen grundlegende Dienste – vor allem in urbanen Zentren 
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(OXFAM 6.2018, S. 4). Zudem haben Menschen in IDPLagern - v.a. wenn sie länger dort leben - in 

der Regel auch eine Nachbarschaftshilfe aufgebaut (ACCORD 31.5.2021, S. 23). 

In einer Studie von IOM aus dem Jahr 2016 gaben arbeitslose Jugendliche (14-30 Jahre) an, in erster 

Linie von der Familie in Somalia (60 %) und von Verwandten im Ausland (27 %) versorgt zu werden 

(IOM 2.2016, S. 42f). Insgesamt ist das traditionelle Recht (Xeer) ein soziales Sicherungsnetz, eine Art 

der Sozial- und Unfall- (SEM 31.5.2017, S. 5/32f; vgl. GIGA 3.7.2018) bzw. Haftpflichtversicherung. 

Die Mitglieder des Qabiil (diya-zahlende Gruppe; auch Jilib) helfen sich bei internen Zahlungen – z. B. 

bei Krankenkosten – und insbesondere bei Zahlungen gegenüber Außenstehenden aus (GIGA 

3.7.2018). Neben der Kernfamilie scheint der Jilib [Anm.: untere Ebene im Clansystem] maßgeblich für 

die Abdeckung von Notfällen verantwortlich zu sein. Wenn eine Person Unterstützung braucht, dann 

wendet sie sich an den Jilib oder – je nach Ausmaß – an untere Ebenen (z. B. Großfamilie) (SEM 

31.5.2017, S. 9/32ff). Erweiterte Familie und Clan stellen also das grundlegende soziale 

Sicherheitsnetz dar (BS 2022, S. 29). 

Aufgrund des Fehlens eines formellen Bankensystems ist die Schulden-Kredit-Beziehung (debtcredit 

relationship) ein wichtiges Merkmal der somalischen Wirtschaft und Gesellschaft. Dabei spielen 

Vertrauen, persönliche und Clanverbindungen eine wichtige Rolle – und natürlich auch der 

ökonomische Hintergrund. Es ist durchaus üblich, dass Kleinhändler und Greißler anschreiben lassen 

(RVI 9.2018, S. 4). Zusätzlich ist es 2019 gelungen, die Gargaara Company Ltd. zu etablieren. Über 

diese Institution werden Kredite an Mikro-, Klein- und mittlere Unternehmen vergeben. Gargaara spielt 

auch beim Abfedern von Auswirkungen der Covid-19-Pandemie eine Rolle (WB 6.2021, S. 7). 

Die Lebenshaltungskosten in Mogadischu liegen bei mindestens 200 US-Dollar im Monat, für mittlere 

Standards jedenfalls bei 300 US-Dollar (IOM 2.3.2023). Die Inflation zeigt Auswirkungen auf die 

Bewertung von Einkommen. Ein Universitätslektor in Mogadischu erörtert, dass vorher 130 US-Dollar 

ausgereicht haben, um für die Kinder Milch und Nahrung zu besorgen. Nun aber reichen nicht einmal 

250 US-Dollar. Er verdient 800 US-Dollar und damit konnte er mit seiner Frau und sieben Kindern ein 

komfortables Leben führen. Jetzt erklärt er, kaum alle lebenswichtigen Kosten abdecken zu können 

(TG 8.6.2022). […] 

Remissen: Im Jahr 2020 wurden insgesamt 2,8 Milliarden US-Dollar (2019: 2,3 Milliarden) nach 

Somalia zurück überwiesen. Davon flossen 1,6 Milliarden an Privathaushalte (2019: 1,3 Milliarden) 

(WB 6.2021, S. 11f). Wie erwähnt, sind für viele Haushalte Remissen aus der Diaspora eine 

unverzichtbare Einnahmequelle (FIS 7.8.2020, S. 34) bzw. ermöglichen sie es vielen somalischen 

Staatsbürgern, den Lebensunterhalt zu bestreiten (BS 2022, S. 26). Diese Remissen, die bis zu 40 % 

eines durchschnittlichen Haushaltseinkommens ausmachen, tragen also wesentlich zum sozialen 

Sicherungsnetz bei (BS 2022, S. 29) und fördern die Resilienz der Haushalte (DI 6.2019, S. 5). 

Städtische Haushalte erhalten viel eher regelmäßige monatliche Remissen, dort sind es 72 %. Die 

durchschnittliche Höhe der monatlichen Überweisungen beträgt 229 US-Dollar (RVI 9.2018, S. 1f). 

IDPs bekommen verhältnismäßig weniger oft Remissen (DI 6.2019, S. 28). Auch die Bevölkerung in 

Südsomalia – und hier v. a. im ländlichen Raum – empfängt verhältnismäßig weniger Geld als jene in 

Somaliland oder Puntland. Ein Grund dafür ist, dass dort ein höherer Anteil marginalisierter Gruppen 

und ethnischer Minderheiten beheimatet ist (RVI 9.2018, S. 2). 
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Mindestens 65 % der Haushalte, welche Remissen beziehen, erhalten diese regelmäßig (monatlich), 

der Rest erhält sie anlassbezogen oder im Krisenfall. Remissen können folglich Fluktuationen im 

Einkommen bzw. gestiegene Ausgaben ausgleichen. Dies ist gerade in Zeiten einer humanitären Krise 

- etwa jener von 2017 - wichtig. Durch Remissen können Haushalte Quantität und Qualität der für den 

Haushalt besorgten Lebensmittel verbessern, und ein sehr großer Teil der Überweisungen wird auch 

für Lebensmittel aufgewendet. Zusätzlich wird in Somalia in Zeiten der Krise auch geteilt. Menschen 

bitten z. B. andere Personen, von welchen sie wissen, dass diese Remissen erhalten, um Hilfe (RVI 

9.2018, S. 2f).“ 

Zur Grundversorgung und humanitären Lage wird im aktuellen Länderinformationsblatt 

(S. 242 ff.) ausgeführt: 

„Die Grundversorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ist in weiten Landesteilen nicht 

gewährleistet. Regelmäßig wiederkehrende Dürreperioden mit Hungerkrisen wie auch Überflutungen, 

zuletzt auch die Heuschreckenplage, die äußerst mangelhafte Gesundheitsversorgung sowie der 

mangelhafte Zugang zu sauberem Trinkwasser und das Fehlen eines funktionierenden 

Abwassersystems machen Somalia zu einem Land mit hohen humanitären Nöten (AA 28.6.2022, S. 

4/23). Besonders hervorzuheben ist gegenwärtig die katastrophale humanitäre Situation durch die 

anhaltende Dürre und der damit verbundenen akuten Hungersnot. Auch wenn diese Extremsituation 

nur vereinzelte Bezirke betrifft, ist ganz Somalia von der Dürre und von einer Lebensmittelknappheit 

betroffen (ÖB 11.2022, S. 21). Die Dürre und die Situation sind schlimmer als zur Hungersnot in den 

Jahren 2010/11. Millionen Stück Vieh sind verendet, vier Regenzeiten sind schlecht ausgefallen. Dies 

hat es seit mindestens vierzig Jahren nicht mehr gegeben. Eine Million Menschen mussten ihre Heime 

verlassen und fliehen. Gleichzeitig sind die Nahrungsmittelpreise stark gestiegen (UNOCHA 

30.8.2022). Öffentliche Dienste gibt es kaum, meist finden sich Angebote wie Wasser- und 

Stromversorgung sowie Bildung und Gesundheitsdienste bei privaten Dienstleistern. Für viele 

Menschen sind derartige Dienste nur schwer oder gar nicht zugänglich (BS 2022, S. 11). Der 

Gouverneur der somalischen Zentralbank erklärt, dass es für die Zurverfügungstellung eines 

finanziellen Sicherheitsnetzes für Bedürftige seitens der Regierung keinerlei budgetären Spielraum gibt 

(BB 29.6.2022). 

Armut: Weite Teile der Bevölkerung in Somalia leiden unter Armut und Ernährungsunsicherheit. Die 

Weltbank schätzt, dass 71 % der Bevölkerung unter der Armutsgrenze von USD 1,90 pro Tag sowie 

10 % knapp darüber leben. Besonders stark und weit verbreitet ist Armut in ländlichen Gebieten und 

in den Siedlungen von Binnenvertriebenen (ÖB 11.2022, S. 15). Es gibt viele IDPs und Kinder, die auf 

der Straße leben und arbeiten (USDOS 12.4.2022, S. 43). Generell sind somalische Haushalte 

aufgrund von Naturkatastrophen, Epidemien, Verletzung oder Tod für Notsituationen anfällig. 

Mangelnde Bildung, übermäßige Abhängigkeit von landwirtschaftlichem Einkommen, hohe 

Arbeitslosigkeit, geringer Wohlstand und große Haushaltsgrößen tragen weiter dazu bei (ÖB 11.2022, 

S. 15). Mit Stand 2018 waren 60 % der Somali zum größten Teil von der Viehzucht abhängig, 23 % 

waren Subsistenz-Landwirte (OXFAM 6.2018, S. 4). Zwei Drittel der Bevölkerung leben im ländlichen 

Raum. Sie sind absolut vom Regen abhängig. In den vergangenen Jahren haben Frequenz und Dauer 

von Dürren zugenommen. Deswegen wurde auch die Kapazität der Menschen, derartigen 

Katastrophen zu begegnen, reduziert. Mit jeder Dürre wurden ihre Vermögenswerte reduziert: Tiere 
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starben oder wurden zu niedrigen Preisen verkauft, Ernten blieben aus; es fehlt das Geld, um neues 

Saatgut anzuschaffen (TG 8.7.2019). 

Dürre, Regenfälle, Überschwemmungen: Überschwemmungen und Dürre stellen für Somalia kein 

neues Phänomen dar. Immer spielt Wasser eine Rolle: Entweder gibt es zu viel davon, oder zu wenig. 

Derartige Katastrophen ereignen sich seit Jahrzehnten. Allein in den letzten fünfzig Jahren wurden drei 

Millionen Menschen durch Dürre und Hunger vertrieben. Im Zuge der Dürre im Jahr 1973 in 

Nordsomalia wurden mehr als 100.000 Familien nach Lower Shabelle und in die Juba-Regionen 

übersiedelt. Bei der Hungersnot in den Jahren 1991-1992 starben 300.000 Menschen, im Jahr 2011 

mehr als 260.000 – die Hälfte davon Kinder unter fünf Jahren (Ali 28.1.2022). Seit 1990 hat Somalia 

zwölf Dürren und 19 Flutkatastrophen durchlebt (AJ 19.11.2021). Doch auch wenn Dürren in dieser 

afrikanischen Region üblich sind, werden sie tendenziell schlimmer (DW 17.6.2022). Somalia ist 

hinsichtlich des Klimawandels als Frontstaat zu bezeichnen und hat in Ostafrika bislang den größten 

Temperaturanstieg zu verzeichnen (HIPS 8.2.2022, S. 13; vgl. DW 17.6.2022). 

Die Dürre ist diesmal schlimmer als in den Jahren 2010/2011, fünf aufeinanderfolgende Regenzeiten 

sind schlecht ausgefallen (UNOCHA 1.3.2023). Bereits am 23.11.2021 hat die Bundesregierung 

aufgrund der anhaltenden Dürre den Notstand ausgerufen (PGN 12.2021). Die kumulativen 

Auswirkungen der von fünf aufeinander folgenden, schlecht ausgefallenen Regenzeiten haben zum 

Verlust von Menschenleben und zu schweren Schäden an der Lebensgrundlage geführt. 

Aufeinanderfolgende schlechte bis ausbleibende Ernten bei Landwirten und rückläufige Viehbestände 

bei Pastoralisten tragen aufgrund des Verlusts der wichtigsten Nahrungs-und Einkommensquellen zu 

einer Verschlechterung der Ernährungssicherheit bei. Neben schwachen Niederschlägen und 

anhaltender Dürre gibt es noch weitere Gründe für akute Ernährungsunsicherheit und 

Mangelernährung: hohe Lebensmittelpreise, Konflikte/Unsicherheit und Krankheitsausbrüche. Infolge 

dieser sich verstärkenden Schocks haben viele ländliche Haushalte eine Erosion ihrer 

Lebensgrundlagen und Bewältigungskapazitäten erlebt und sehen sich mit wachsenden Lücken in der 

Nahrungsmittelversorgung konfrontiert. Diese Faktoren haben zum Anstieg der Zahl an Menschen 

geführt, die aus ländlichen Gebieten in IDP-Lager geflüchtet sind (IPC 28.2.2023a). Von der Dürre sind 

rund 7,8 Millionen Menschen betroffen - fast 50 % der Bevölkerung (UNSC 1.9.2022, Abs. 39; vgl. GN 

19.10.2022), die Mehrheit davon ist Hunger, Elend und dem Verlust der Lebensgrundlage ausgesetzt 

(UNSC 13.5.2022, Abs. 38f).  

Die Deyr-Regenzeit 2022 verlief insgesamt unterdurchschnittlich. Im Norden des Landes verlief die 

Regenzeit durchschnittlich und sogar überdurchschnittlich; in Süd-/Zentralsomalia fielen hingegen nur 

25 % bis 55 % der Durchschnittsmenge an Regen. Dies ist die fünfte aufeinanderfolgende 

unterdurchschnittliche Regenzeit (IPC 28.2.2023a).  

FEWS NET erklärt in einem Statement im November 2022, dass es Jahre dauern wird, bevor sich 

Somalia von dieser Dürre erholt haben wird – und zwar unabhängig von der Qualität der Regenfälle 

im Jahr 2023. Der Bedarf an humanitärer Hilfe wird 2023 jedenfalls noch größer werden, weil viele 

Menschen ihre Lebensgrundlage verloren haben und von Unterstützung maßgeblich abhängig sind 

(Reuters 21.11.2022). Selbst wenn das positivste Szenario eintritt, wird sich die Ernährungssicherheit 

bestenfalls ab Mitte 2023 verbessern (UNSC 1.9.2022, Abs. 40). Auch pastoralistische Haushalte in 



- 16 -  
 
 
 

 
- 17 - 

 

Nord- und Zentralsomalia werden mehrere Saisonen brauchen, bis sie sich von den Verlusten der 

jüngeren Vergangenheit erholt haben (IPC 28.2.2023a).  

Ernte, Vieh, Nahrungsmittel, Preise: Mehrere Ernten sind unterdurchschnittlich ausgefallen (DW 

17.6.2022). Prognosen sagen für die Ernte aus der Deyr-Regenzeit eine um ca. 32 % 

unterdurchschnittliche Ernte voraus (IPC 28.2.2023a). Unterdurchschnittliche Ernten vergrößern 

wiederum die Bedeutung von Nahrungsmittelimporten (IPC 4.6.2022). Dementsprechend hat nicht nur 

die Dürre, sondern auch der Krieg gegen die Ukraine, Nahrungsmittel knapp und teuer werden lassen 

(Kapila 21.6.2022; vgl. ÖB 11.2022, S. 15) und die ohnehin angespannte Situation verschlimmert (DW 

17.6.2022). Somalia bezieht mehr als 90 % seines Weizens von Russland und der Ukraine (Kapila 

21.6.2022). Zusätzlich haben der schlechte Regen und die Flucht von Bauern auf der Suche nach 

Nahrung und Wasser dazu geführt, dass in Ackerbaugebieten weniger Frucht angebaut worden ist. 

Hinzu kommt ein Mangel an Saatgut, Bewässerungsmöglichkeiten und anderen Notwendigkeiten (IPC 

4.6.2022). Die Lebensmittelpreise sind gegen Ende 2022 wieder etwas nach unten gegangen, 

verbleiben aber immer noch auf hohem Niveau (NPR 23.12.2022; vgl. IPC 28.2.2023a). U.a. aufgrund 

finanzieller Hilfen sind Bauern im Zuge der Deyr-Regenfälle in ihre Heimat zurückgekehrt, um ihre 

Felder wieder zu kultivieren (IPC 28.2.2023a). 

Weitere 3,9 Millionen sind von Wasserunsicherheit betroffen (ÖB 11.2022, S. 15). Im Feber 2022 

waren die Nahrungsmittel- und Wasserpreise in einigen Gebieten auf 140-160 % über dem 

Fünfjahresdurchschnitt angestiegen, ähnlich wie bei den Dürren in den Jahren 2010/11 und 2016/17 

(UNSC 13.5.2022, Abs. 40). Al Shabaab nutzt Wasser mitunter als Waffe, indem für den Zugang zu 

Wasserstellen Gebühren eingehoben werden (SPC 9.2.2022). Nachdem auch im März 2022 nur wenig 

Regenfälle verzeichnet wurden, haben 3,5 Millionen Menschen dringend Wasser gebraucht. 80 % der 

Wasserquellen waren landesweitausgetrocknet. Am Juba und am Shabelle sank der Wasserstand 

unter das historische Minimum, in Teilen der Flussverläufe trockneten die beiden Flüsse ganz aus, was 

wiederum die Landwirtschaft beeinflusst hat (UNSC 13.5.2022, Abs. 40). Mit Stand Feber 2023 haben 

die Pegelstände in den Flüssen wieder annähernd Normalniveau erreicht (IPC 28.2.2023a). 

Wassermangel und Mangel an Weidemöglichkeiten haben den Viehbestand der Nomaden dezimiert 

(MSF 7.6.2022). Mindestens ein Drittel des Viehbestands in Somalia ist vernichtet worden (UNOCHA 

1.3.2023; vgl. UNSC 1.9.2022, Abs. 43). Alleine von Mitte 2021 bis Mai 2022 sind mehr als drei 

Millionen Stück Vieh verendet (IPC 4.6.2022; vgl. AP 8.6.2022). Nach anderen Angaben waren es 

sogar sieben Millionen (AB 22.6.2022). Dabei hat Vieh bis dahin maßgeblich zur Versorgung der 

Familien – mit Milch und Fleisch – beigetragen (AP 8.6.2022). Zudem finden sich in der Viehwirtschaft 

90 % der informellen Beschäftigten und Vieh bildet 90 % der Exporte des Landes (UNOCHA 1.3.2023). 

Fluchtbewegungen: Im Jahr 2022 sind in Süd-/Zentralsomalia 1,179.000 Menschen aufgrund der Dürre 

vertrieben worden, die meisten Menschen in den Regionen Bay (321.070), Lower Shabelle (183.270), 

Bakool (151.570), Galgaduud (127.440) und Mudug (110.100). Die wenigsten Menschen flohen aus 

Woqoyi Galbeed (Somaliland; 880), Hiiraan (3.220), Benadir (3.240) und Awdal (Somaliland; 6.300) 

(UNHCR 31.12.2022). 80 % der aufgrund von Dürre Geflüchteten sind Frauen und Kinder (UNSC 

10.10.2022, Abs. 127). Die Hungersnot ist selbst in Mogadischu spürbar, wo am Stadtrand immer 

wieder erschöpfte Menschen aus dem Hinterland eintreffen (AP 8.6.2022). 
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Versorgungslage / IPC: [IPC = Integrated Phase Classification for Food Security; 1-moderat bis 5-

Hungersnot] Mit Stand Feber 2023 befanden sich ca. 3,5 Millionen Menschen in IPC-Stufe 3 (20,8 % 

der Bevölkerung); ca. 1,4 Millionen in Stufe 4 (8 %) und 96.000 in Stufe 5 (Hungersnot; 0,6 %). Die 

meisten Nomaden befinden sich in IPC-Stufe 3 oder 4. Auch viele IDPs sind schwer betroffen. Die 

meisten armen Stadtbewohner finden sich in IPC-Stufe 3 (FSNAU 28.2.2023b; vgl. IPC 28.2.2023a). 

Die folgenden IPC-Food-Insecurity-Lagekarten zeigen die Situation im Zeitraum Mai 2022 bis Jänner 

2023 sowie eine Prognose bis Juni 2023. Angesichts der IPC-Karten ist die Stadtbevölkerung i. d. R. 

von IPC 3 oder IPC 4 anteilig weniger betroffen als Menschen in ländlichen Gebieten: 

Generell finden sich unter IDPs mehr Personen, die unter Ernährungsunsicherheit sowie an Mangel- 

oder Unterernährung leiden (USDOS 12.4.2022, S. 25). […] 

Hungersnot: Bei weiter steigenden Nahrungsmittelpreisen und unzureichender humanitärer Hilfe 

besteht die unmittelbare Gefahr einer Hungersnot. Besonders vulnerabel sind diesbezüglich 

marginalisierte Gruppen und Minderheitenclans (UNSC 1.9.2022, Abs. 40). Die somalische Regierung 

zögert aus unterschiedlichen Gründen dabei, offiziell eine Hungersnot auszurufen. U. a. hat sie Angst 

vor einem Massenexodus aus ländlichen Gebieten in Städte, und Angst, dass in anderen Bereichen 

notwendige Entwicklungsgelder zur Nahrungsmittelhilfe umgeleitet werden (GN 7.11.2022b). Gegen 

Ende 2022 akut betroffen waren die zwei Bezirke Buur Hakaba und Baidoa (Bay), wo 200-300.000 

Menschen dem Risiko einer Hungersnot ausgesetzt waren (GN 19.10.2022; vgl. ÖB 11.2022, S. 15; 

UNSC 1.9.2022, Abs. 51). Vorerst können die groß angelegte humanitäre Hilfe und etwas bessere 

Deyr-Regenfälle eine Hungersnot bis Juni 2023 verhindern. Allerdings bleiben bestimmte Teile der 

Bevölkerung besonders gefährdet, namentlich die agropastorale Bevölkerung des Bezirks Buur 

Hakaba (Bay) und die IDPs in Baidoa und Mogadischu. Sollte das Maß humanitärer Hilfe zurückgehen, 

dann wird die Zahl an Betroffenen wieder steigen (IPC 28.2.2023a). 

Aus Gedo wurden bereits im November 2021 die ersten Hungertoten gemeldet (GN 24.11.2021a). In 

den ersten sechs Monaten des Jahres 2022 sind alleine im Spital in Kismayo 33 Kinder an 

Unterernährung verstorben (RK 20.6.2022). Auch aus Hiiraan kommen Meldungen über Kinder, die an 

Unterernährung verstorben sind (Sahan 21.6.2022b). Im Jahr 2022 sind 1.186 Kinder in 

Ernährungszentren verstorben, 2021 waren es 670 (UNOCHA 1.3.2023). Viele andere sterben abseits 

solcher Zentren – in entlegenen Gebieten, auf dem Weg, um Hilfe zu suchen (AP 8.6.2022). Die UNO 

geht von tausenden Hungertoten seit Beginn des Jahres 2022 aus (BAMF 13.6.2022; vgl. AP 

8.6.2022). 

In Somalia sind es die mächtigen Gruppen, die den Löwenanteil erhalten: an Jobs, Ressourcen, 

Verträgen, Remissen und humanitärer Hilfe. Schwache Gruppen erhalten wenig bis gar nichts. Bei der 

Hungersnot 1991 waren die meisten Hungertoten entweder Digil-Mirifle oder Bantu. Dies gilt auch für 

die Hungersnot im Jahr 2011. Ein Grund dafür ist, dass humanitäre Hilfe von mächtigeren Clans 

vereinnahmt wird. Weitere Gründe sind, dass diese Gruppen traditionell über weniger Ressourcen 

verfügen, weniger Remissen erhalten und Systeme gegenseitiger Unterstützung bei ihnen nicht so gut 

ausgebaut sind. Al Shabaab hat sich diese Benachteiligung zunutze gemacht (Sahan 24.10.2022). 
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Die Zahlen zur akuten Unterernährung haben sich im ganzen Land verschlechtert. Ca. 1,8 Millionen 

Kinder unter fünf Jahren sind davon betroffen, fast 478.000 davon gelten als schwer unterernährt (IPC 

28.2.2023a). Vor allem unter neu ankommenden IDPs in Mogadischu, Baidoa und Galkacyo werden 

hohe Zahlen gemeldet (UNSC 13.5.2022, Abs. 42). Im Jahr 2022 mussten fast 460.000 Kinder wegen 

schwerer akuter Unterernährung behandelt werden (UNOCHA 1.3.2023). […]  

Humanitäre Hilfe: In Somalia ist die längstdienende humanitäre Mission tätig, jährlich werden Milliarden 

US-Dollar ausgegeben (Ali 28.1.2022). Mit Stand August 2022 waren in Somalia in 73 von 74 Bezirken 

alleine 304 humanitäre Organisationen aktiv, davon 238 nationale NGOs (UNSC 1.9.2022, Abs. 47). 

Im Jahr 2022 konnten 7,3 Millionen Menschen mit humanitärer Hilfe erreicht werden (UNOCHA 

1.3.2023). Durchschnittlich erreicht humanitäre Hilfe pro Monat mehr als 6,2 Millionen Menschen (IPC 

28.2.2023a). Alleine im Oktober 2022 wurde an 3,6 Millionen Menschen mobil Geld überwiesen (WFP 

29.11.2022). Viele davon erhielten Nahrungsmittelhilfe durch Geldtransfers, mehr als eine Million 

Menschen profitieren von längerfristigen Programmen (UNSC 13.5.2022, Abs. 44). […]  

Das Ausmaß und die Schwere der Dürrekrise übersteigen verfügbare humanitäre Ressourcen und 

Reaktionen (UNSC 1.9.2022, Abs. 48; vgl. ÖB 11.2022, S. 15). Selbst in Mogadischu haben – 

anekdotischen Berichten zufolge – nicht alle IDPs Zugang zu Nahrungsmittelhilfe (RE 11.11.2022; vgl. 

NPR 23.12.2022). Fast 90 % der IDPs in Mogadischu, Garoowe, Hargeysa und Burco können ihre 

Grundbedürfnisse nicht abdecken (UNOCHA 1.3.2023). 

Gesellschaftliche Unterstützung: Insgesamt gibt es kein öffentliches Wohlfahrtssystem (BS 2022, S. 

29), keinen sozialen Wohnraum und keine Sozialhilfe (AA 28.6.2022, S. 23). Soziale Unterstützung 

erfolgt entweder über islamische Wohltätigkeitsorganisationen, NGOs oder den Clan. Wohnungs- und 

Arbeitsmarkt sowie Armutsminderung liegen im privaten Sektor (BS 2022, S. 29). 

Das eigentliche soziale Sicherungsnetz ist die erweiterte Familie, der Subclan oder der Clan. Sie bieten 

oftmals zumindest einen rudimentären Schutz (AA 28.6.2022, S. 23; vgl. BS 2022, S. 29). Ein Vorteil 

der somalischen Sozialstruktur ist die Verpflichtung zur Hilfe. Wenn eine Person des eigenen Clans 

Unterstützung braucht, dann ist die Gewährung derselben nicht verhandelbar (Sahan 24.10.2022). 

Vorrangig stellt die patrilineare (väterliche) Abstammungsgemeinschaft die Solidaritäts- und 

Schutzgruppe. Aber daneben gibt es auch die Patri-(Vater)-Linie der Mutter und zusätzlich 

möglicherweise noch angeheiratete Verwandtschaft. Alle drei Linien bilden i. d. R. - wie es ein Experte 

formuliert - „einen ganz beachtlichen Verwandtschaftskosmos“. Und in diesem Netzwerk kann Hilfe 

und Solidarität gesucht werden, es besteht diesbezüglich eine moralische Pflicht. Allerdings müssen 

verwandtschaftliche Beziehungen auch gepflegt werden. Entscheidend ist also nicht unbedingt die 

Quantität an Verwandten, sondern die Qualität der Beziehungen. Wer als schwacher Akteur in diesem 

Netzwerk positioniert ist, der wird schlechter behandelt als die stark Positionierten (ACCORD 

31.5.2021, S. 32f). Eine Frau in Baidoa berichtet etwa, dass, nachdem ihr Mann sie verlassen hatte, 

sie und ihre Kinder von ihrem Bruder erhalten werden, der als Tagelöhner arbeitet (NPR 23.12.2022). 

In einer Dokumentation der Deutschen Welle wird ein junger Mann gezeigt, der im Sudan medizinisch 

versorgt und von dort zurückgeholt werden musste. Die Ältesten bzw. Sultans sammeln Geld im 

ganzen Clan, und dieser gab dafür schließlich 7.000 US-Dollar aus. Danach hat der Clan dem Mann 

um 3.000 US-Dollar ein Tuk-Tuk finanziert, damit er den gefährlichen Weg der Migration nicht noch 

einmal antritt (DW 3.2021). Diese Art des „Fundraising“ (Qaraan) erfolgt in Somalia und in der Diaspora 
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also nicht nur, um sogenanntes Blutgeld im Fall eines Mordes zu sammeln, sondern auch, um andere 

Bedürfnisse eines Clanmitglieds abzudecken. Darunter fallen auch Probleme bei der 

Nahrungsmittelversorgung (Majid 2017, S. 18). 

Eine Hilfestellung bieten Remissen aus dem Ausland (BS 2022, S. 29). Die 2020 mit 1,74 (ÖB 11.2022, 

S. 15) und für 2021 mit 2,8 Milliarden (SRF 27.12.2021) US-Dollar bezifferten Geldsendungen spielen 

eine entscheidende Rolle bei der Verringerung der Armut (ÖB 11.2022, S. 15). Im Jahr 2021 entsprach 

die Summe rund einem Drittel des Bruttoinlandprodukts. So kommt weit mehr Geld ins Land als durch 

Entwicklungshilfe (SRF 27.12.2021). Eine Erhebung im November und Dezember 2020 hat gezeigt, 

dass 22 % der städtischen, 12 % der ländlichen und 6 % der IDP-Haushalte Remissen beziehen (IPC 

3.2021, S. 2). Diese stellen einen bedeutenden Anteil des Budgets von Privathaushalten dar, v. a. für 

die unteren 40 %, wo Remissen 54 % aller Haushaltsausgaben decken (WB 6.2021, S. 4). 

Minderheiten mangelt es oft am Zugang zu Remissen (SPC 9.2.2022). Laut einer Studie von IOM aus 

dem Jahr 2021 sind 67 % der Empfänger von Remissen arbeitslos. Für viele Menschen sind die 

Überweisungen ein Rettungsanker (Sahan 2.9.2022; vgl. TS 30.8.2022). In einem Artikel berichtet ein 

Geschäftsmann und zehnfacher Vater, der seinen Betrieb zusperren musste, dass er von seiner 

Schwester in Saudi-Arabien mit 200 US-Dollar pro Monat unterstützt wird. Ein anderer Verkäufer, dem 

es wegen der Dürre ähnlich ergangen ist, erhält pro Monat 150 US-Dollar von einem Onkel in 

Südafrika, der auch noch für zwei seiner Brüder die Semestergebühren an der Universität in 

Mogadischu finanziert. Ein weiterer Verkäufer hat sich einerseits an einen Onkel in Großbritannien 

gewandt und ist andererseits mit seiner Familie zurück zu seinen Eltern gezogen, um sich die 20 US-

Dollar Miete zu sparen. Vom Onkel in Großbritannien erhält er 250 US-Dollar im Monat (RE 22.7.2022).  

In Krisenzeiten (etwa Hungersnot 2011 und Dürre 2016/17) stellt die Hilfe durch Freunde oder 

Verwandte die am meisten effiziente und verwendete Bewältigungsstrategie dar (DI 6.2019, S. 15ff). 

Ohne die gegenseitige Unterstützung, ohne Teilen, wäre auch die aktuelle Katastrophe längst viel 

größer (Spiegel 24.9.2022). Neben Familie und Clan helfen hierbei auch andere soziale Verbindungen 

– seien es Freunde, geschlechtsspezifische oder Jugendgruppen, Bekannte, Berufsgruppen oder 

religiöse Bünde. Meist ist die Unterstützung wechselseitig. Über diese sozialen Netzwerke können 

auch Verbindungen zwischen Gemeinschaften und Instanzen aufgebaut werden, welche 

Nahrungsmittel, medizinische Versorgung oder andere Formen von Unterstützung bieten. Auch für 

IDPs stellen solche Netzwerke die Hauptinformationsquelle dar, wo sie z. B. Unterkunft und Nahrung 

finden können (DI 6.2019, S. 15ff). Generell ist es auch üblich, Kinder bei engen oder fernen 

Verwandten unterzubringen, wenn eine Familie diese selbst nicht erhalten kann (SIDRA 6.2019b, S. 

4). 22 % der bei einer Studie befragten IDP-Familien haben Kinder bei Verwandten, 28 % bei 

institutionellen Pflegeeinrichtungen (7 %) untergebracht. Weitere 28 % schicken Kinder zum Essen zu 

Nachbarn (OXFAM 6.2018, S. 11f).  

In der somalischen Gesellschaft – auch bei den Bantu – ist die Tradition des Austauschs von 

Geschenken tief verwurzelt (DI 6.2019, S. 20f). Menschen, die selbst wenig haben, teilen ihre wenigen 

Habseligkeiten und helfen anderen beim Überleben. Es herrscht eine starke Solidarität (ACCORD 

31.5.2021, S. 19), und mit dem traditionellen Teilen werden in dieser Kultur der Gegenseitigkeit bzw. 

Reziprozität Verbindungen gestärkt. Folglich wurden auch im Rahmen der Dürre 2016/17 die über 

Geldtransfers zur Verfügung gestellten Mittel und Remissen mit Nachbarn, Verwandten oder Freunden 
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geteilt – wie es die Tradition des Teilens vorsah (DI 6.2019, S. 20f). Selbst Kleinhändlerinnen in IDP-

Lagern, die ihre Ware selbst nur auf Kredit bei einem größeren Geschäft angeschafft haben, lassen 

anschreiben und streichen manchmal die Schulden von noch ärmeren Menschen (RE 19.2.2021). 

Gegenwärtig sind die Systeme sozialer Absicherung deutlich überdehnt (IPC 28.2.2023a). Die hohe 

Anzahl an IDPs zeigt allerdings, dass soziale Absicherungssysteme bei Krisen in vielen Teilen des 

Landes zunehmend überlastet sind (IPC 4.6.2022), dass also z. B. manche Clans nicht mehr in der 

Lage sind, der Armut ihrer Mitglieder entsprechend zu begegnen. Wenn Menschen in weit von ihrer 

eigentlichen Clanheimat entfernte Gebiete fliehen, verlieren sie zunehmend an Rückhalt und setzen 

sich größeren Risiken aus (DI 6.2019, S. 12).“ 

Die rückkehrspezifische Grundversorgung wird in dem Länderformationsblatt (S. 259 ff.) 

wie folgt dargestellt: 

„Einkommen: Somalis aus der Diaspora - aus Europa oder den USA - die freiwillig zurückkehren, 

nehmen oft keine Hilfspakete in Anspruch, sondern kehren einfach zurück. Viele der Rückkehrer aus 

Kenia und dem Jemen gehen in die großen Städte Kismayo, Mogadischu und Baidoa, weil sie sich 

dort bessere ökonomische Möglichkeiten erwarten (ACCORD 31.5.2021, S. 24). Der UNHCR hat für 

eine repräsentative Studie von 2018 bis Dezember 2021 fast 2.900 Haushalte mit mehr als 17.000 

Angehörigen – darunter vor allem unterstützte Rückkehrer aus Kenia, Äthiopien und dem Jemen – zu 

ihrer Situation in Somalia befragt. Insgesamt haben 59 % der Rückkehrerhaushalte angegeben, dass 

ihr Einkommen nicht ausreicht. Dies wird zu 43 % auf mangelnde Jobmöglichkeiten zurückgeführt. Die 

meisten Rückkehrer leben von Einkommen als Taglöhner oder als Selbstständige sowie von 

humanitärer Hilfe (UNHCR 22.3.2022). 

Nach Angaben einer Quelle ist Somalia auf eine Rückkehr von Flüchtlingen in großem Ausmaß nicht 

vorbereitet, und es kann davon ausgegangen werden, dass sich ein erheblicher Teil der Rückkehrer 

als IDPs wiederfinden wird (ÖB 11.2022, S. 14). Arbeitslose Rückkehrer im REINTEG-Programm 

(siehe unten) berichten über mangelnde Möglichkeiten; über eingeschränkte Erfahrungen, Fähigkeiten 

und Informationen über den Arbeitsmarkt. Nur 30 % der REINTEG-Rückkehrer sind mit ihrer 

ökonomischen Situation zufrieden, viele klagen über niedriges Einkommen und lange Arbeitsstunden 

(IOM 3.12.2020). Viele von ihnen sind diesbezüglich Druck seitens ihrer Familie ausgesetzt – v. a. 

wenn sie aufgrund ihrer „abgebrochenen“ Migration noch Schulden offen haben. Manche Rückkehrer 

gehen deshalb explizit nicht in Regionen, wo Mitglieder des eigenen Clans leben (ACCORD 31.5.2021, 

S. 24). 

Andererseits werden in Kismayo Somali, die nach Jahrzehnten in Kenia nach Somalia zurückgekehrt 

sind, auch in der Verwaltung eingesetzt – mitunter in hohen Funktionen. Anekdotische Berichte 

belegen, dass viele der Rückkehrer aus Kenia in ganz Somalia für Behörden oder NGOs arbeiten (AJ 

14.9.2022a). Laut einer Quelle muss eine nach Mogadischu zurückgeführte Person nicht damit 

rechnen, ohne Angehörige zu verhungern. Selbst wenn jemand tatsächlich überhaupt niemanden 

kennen sollte, dann würde diese Person in ein IDP-Lager gehen und dort in irgendeiner Form Hilfe 

bekommen. Die Person ist auf Mitleid angewiesen; Hilfe findet sich vielleicht auch in einer Moschee. 

Jedenfalls würde eine solche Person so schnell wie möglich versuchen, dorthin zu gelangen, wo sich 
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ein Familienmitglied befindet. Dass gar keine Familie existiert, ist sehr unwahrscheinlich (ACCORD 

31.5.2021, S. 37). 

Rückkehrer, die im Ausland ausgebildet wurden, können - bei vorhandenen, besseren Fähigkeiten - 

am Arbeitsmarkt Vorteile haben. Jedenfalls sind Netzwerke aus Familie, Nachbarn und Freunden für 

Rückkehrer höchst relevant. Die Unterstützung, die ein Rückkehrer aus diesen Netzwerken ziehen 

kann, hängt maßgeblich davon ab, wie sehr er diese Netzwerke während seines Auslandsaufenthalts 

gepflegt hat. Natürlich spielen auch Clannetzwerke eine Rolle. Dies ist mit ein Grund dafür, dass 

Rückkehrer sich oft in Gebieten ansiedeln, die von eigenen Clanmitgliedern bewohnt werden (EASO 

9.2021a). 

Unterstützung / Netzwerk: Der Jilib [Anm.: untere Ebene im Clansystem] ist unter anderem dafür 

verantwortlich, Mitglieder in schwierigen finanziellen Situationen zu unterstützen. Das traditionelle 

Recht (Xeer) bildet hier ein soziales Sicherungsnetz, eine Art der Sozial- und Unfallversicherung. Wenn 

eine Person Unterstützung braucht, dann wendet sie sich an den Jilib oder – je nach Ausmaß – an 

untere Ebenen (z. B. Großfamilie) (SEM 31.5.2017, S. 5/31f). Jedenfalls versucht die Mehrheit der 

Rückkehrer in eine Region zu kommen, wo zumindest Mitglieder ihres Clans leben (ACCORD 

31.5.2021, S. 24), denn eine erfolgreiche Rückkehr und Reintegration kann in erheblichem Maße von 

der Clanzugehörigkeit bzw. von lokalen Beziehungen der rückkehrenden Person abhängig sein. 

Rückkehrer ohne Clan- oder Familienverbindungen am konkreten Ort der Rückkehr finden sich ohne 

Schutz in einer Umgebung wieder, in der sie oftmals als Fremde angesehen werden (ÖB 11.2022, S. 

14). Nach anderen Angaben ist es bei einer Rückkehr weniger entscheidend, ob jemand Verwandte 

hat oder nicht. Entscheidend ist vielmehr, wie diese persönlichen Verwandtschaftsbeziehungen 

funktionieren und ob sie aktiv sind, ob sie gepflegt wurden. Denn Solidarität wird nicht bedingungslos 

gegeben. Wer sich lange nicht um seine Beziehungen gekümmert hat, wer einen (gesellschaftlichen) 

Makel auf sich geladen hat oder damit behaftet ist, der kann - trotz vorhandener Verwandtschaft - nicht 

uneingeschränkt auf Solidarität und Hilfe hoffen (ACCORD 31.5.2021, S. 39f). Laut Angestellten von 

IOM in Somaliland würde ein Rückkehrer ohne Beziehungen oder Kontakten in Hargeysa in der Stadt 

trotzdem mit Wasser, Nahrung und Unterkunft versorgt werden. Dies erfolgt informell und aus Gründen 

der Gastfreundschaft und anderen kulturellen Werten. Die Verfügbarkeit derartiger kulturell bedingter 

Unterstützung kann aber weder geplant werden, noch ist diese längerfristig garantiert (IOM 2.3.2023). 

Auch in Mogadischu sind Freundschaften und Clannetzwerke sehr wichtig. Zur Aufnahme kleinerer 

oder mittelgroßer wirtschaftlicher Aktivitäten ist aber kein Netzwerk notwendig (FIS 7.8.2020, S. 39). 

Insgesamt herrschen am Arbeitsmarkt Nepotismus und Korruption (SIDRA 6.2019a, S. 5). […] 

Unterstützung extern: Für Rückkehrer aus dem Jemen (LIFOS 3.7.2019, S. 63) und Kenia gibt es 

seitens des UNHCR Rückkehrpakete (ACCORD 31.5.2021, S. 23). Deutschland unterstützt in 

Jubaland ein Vorhaben, das der Vorbereitung der aufnehmenden Gemeinden für freiwillige Rückkehrer 

dient (AA 28.6.2022, S. 23). Der UNHCR unterstützt ausgewählte Haushalte in unterschiedlichen 

Teilen Somalias mit Ausbildungs-, Schulungs- und finanziellen Maßnahmen (UNHCR 27.6.2021, S. 9). 

[…] 

Unterkunft: Der Zugang zu einer Unterkunft oder zu Bildung wird von Rückkehrern im REINTEG-

Programm als problematisch beschrieben (IOM 3.12.2020). Ein Appartementzimmer in einer 
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sichereren Wohngegend Mogadischus kostet rund 200 US-Dollar im Monat, in Gegenden mit 

niedrigerem Lebensstandard zahlt eine Einzelperson für ein Zimmer in einem Mietshaus 80-100 US-

Dollar. Mieten für Wellblechhäuser beginnen bei 45 US-Dollar. Nach Angaben von IOM-Mitarbeitern in 

Mogadischu spielt die Clanmitgliedschaft bei der Anmietung einer Unterkunft keine Rolle (IOM 

2.3.2023). Grundsätzlich braucht es zur Anmietung eines Objektes einen Bürgen, der vor Ort bekannt 

ist. Dies ist i. d. R. ein Mann (FIS 7.8.2020, S. 31f). Für eine alleinstehende Frau gestaltet sich die 

Wohnungssuche dementsprechend schwierig, dies ist kulturell unüblich (IOM 2.3.2023; vgl. FIS 

7.8.2020, S. 31f) und wirft unter Umständen Fragen auf (FIS 7.8.2020, S. 31f). In Hargeysa kann es 

vorkommen, dass mehrere alleinstehende Frauen zusammen ein Objekt anmieten. In Mogadischu 

verfügen viele Haushalte über Fließwasser. Es gibt auch kollektive Wasserstellen. Im Feber 2023 

kostete ein Kubikmeter Wasser 1,5 US-Dollar (IOM 2.3.2023). 

Es gibt keine eigenen Lager für Rückkehrer, daher siedeln sich manche von ihnen in IDP-Lagern an 

(LIFOS 3.7.2019, S. 63; vgl. AA 28.6.2022, S. 24); nach anderen Angaben finden sich viele der 

Rückkehrer aus dem Jemen und aus Kenia schlussendlich in IDP-Lagern wieder (ACCORD 31.5.2021, 

S. 24). IOM-Mitarbeiter erklären, dass der durchschnittliche Rückkehrer sich vorübergehend nur eine 

Wellblechhütte oder eine traditionelle Wohnstatt als Unterkunft leisten kann (IOM 2.3.2023). Gemäß 

der bereits weiter oben erwähnten Rückkehrer-Studie des UNHCR haben hingegen nur 22 % der 

unterstützten und 38 % der nicht unterstützten, von UNHCR befragten 2.900 Rückkehrerhaushalte 

angegeben, in einem IDP-Lager zu wohnen (UNHCR 22.3.2022). 

Vom Returnee Management Office (RMO) der somalischen Immigrationsbehörde kann gegebenenfalls 

eine Unterkunft und ein inner-somalischer Weiterflug organisiert und bezahlt werden, die Rechnung ist 

vom rückführenden Staat zu begleichen. Generell mahnen Menschenrechtsorganisationen, dass sich 

Rückkehrer in einer prekären Situation befinden und die Grundvoraussetzungen für eine freiwillige 

Rückkehr nicht gewährleistet sind (AA 28.6.2022, S. 24f). 

Frauen und Minderheiten: Prinzipiell gestaltet sich die Rückkehr für Frauen schwieriger als für Männer. 

Eine Rückkehrerin ist auf die Unterstützung eines Netzwerks angewiesen, das i. d. R. enge 

Familienangehörige – geführt von einem männlichen Verwandten – umfasst. Für alleinstehende 

Frauen ist es mitunter schwierig, eine Unterkunft zu mieten oder zu kaufen (FIS 5.10.2018, S. 23). 

Auch für Angehörige von Minderheiten – etwa den Bantus – gestaltet sich eine Rückkehr schwierig. 

Ein Mangel an Netzwerken schränkt z. B. den Zugang zu humanitärer Hilfe ein (LIFOS 19.6.2019, S. 

8). Für eine weibliche Angehörige von Minderheiten, die weder Aussicht auf familiäre noch 

Clanunterstützung hat, stellt eine Rückkehr tatsächlich eine Bedrohung dar (ÖB 11.2022, S. 12). “ 

b. Dem Kläger droht angesichts der unter a. beschriebenen schlechten 

Versorgungslage mit hoher Wahrscheinlichkeit, dass er sich bei einer Rückkehr nach 

Somalia unabhängig von seinem Willen und seinen persönlichen Entscheidungen in einer 

Situation extremer materieller Not befinden wird, die es nicht ihm erlauben wird, seine 

elementarsten Bedürfnisse zu befriedigen. 
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Der Kläger ist zwar erst 20 Jahre alt, alleinstehend und hat keine körperlichen Gebrechen 

oder Einschränkungen. Nimmt das Gericht bei einem jungen, körperlich gesunden und 

alleinstehenden Mann in der Regel an, dass dieser in Mogadischu, dem Zielort einer 

Rückkehr, sein Existenzminimum im notwendigen Umfang wird sichern können, kann das 

Gericht dies bei dem Kläger angesichts der Angaben des Klägers zu seinen persönlichen 

Umständen, die durch die zahlreichen vorgelegten Berichte und Stellungnahmen einerseits 

und den persönlichen Eindruck des Gerichts von dem Kläger in der mündlichen 

Verhandlung andererseits gestützt werden, nicht im Ansatz erkennen. Das Gericht ist 

vielmehr davon überzeugt, dass dem Kläger alsbald nach einer Rückkehr in die 

schwierigen, von wirtschaftlicher Not, Unsicherheit und Konkurrenzdruck geprägten 

Verhältnisse in Mogadischu mit hoher Wahrscheinlichkeit und alsbald nach der Rückkehr 

die Verelendung drohen würde. 

Insofern berücksichtigt das Gericht zunächst, dass der Kläger bereits im Alter von 13 Jahren 

aus Somalia ausgereist ist und damit zwar seine Kindheit in Somalia, die ebenfalls sehr 

prägenden Jugendjahre indes außerhalb seines Herkunftslandes verbracht hat. Ein 

eigenständiges Leben hat der Kläger, der bis zum Tod seines Vaters im Februar 2016 die 

Schule besucht und mit seinen Eltern und Brüdern zusammengelebt hat, in Somalia bislang 

nicht geführt. Mit Ausnahme der wenigen Monate, in denen er vor seiner Ausreise seinen 

älteren Bruder bei dessen Tätigkeit als Elektriker begleitet hat, hat der Kläger keinerlei 

Erfahrungen auf dem somalischen Arbeitsmarkt gesammelt.  

Der Kläger wird zudem bei einer Rückkehr nach Mogadischu vollständig auf sich allein 

gestellt sein. Seinen Angaben zufolge, an deren Glaubhaftigkeit das Gericht keine Zweifel 

hat, leben seine Mutter und seine drei jüngeren Brüder seit einigen Jahren in Uganda in 

einer vom UNHCR betriebenen Flüchtlingsunterkunft und sind ihrerseits vollständig auf die 

Unterstützung durch das UNHCR angewiesen. Weitere Verwandte hat der Kläger in 

Somalia nicht. Eine Anknüpfung an in der Vergangenheit bestehende soziale Kontakte des 

Klägers oder seiner Familie erscheint angesichts des jungen Alters des Klägers bei der 

Ausreise aus Somalia und dem Ablauf von über sieben Jahren seitdem nahezu 

ausgeschlossen. 

Das Gericht berücksichtigt weiter, dass der Kläger seit seiner Ankunft im Bundesgebiet auf 

ein sehr engmaschiges Betreuungs- und Unterstützungsnetzwerk angewiesen ist, um den 

Alltag zu bewältigen. Der Kläger lebt seit einigen Jahren in einer betreuten Unterkunft, in 

der ihm zwei Bezugsbetreuer:innen ständig zur Seite stehen. Diese unterstützen ihn bei der 

Bewältigung des Alltags, erinnern ihn an Termine mit Ärzt:innen, Psycholog:innen und 
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Behörden und begleiten ihn zu diesen. Abhängig von der aktuellen psychischen 

Verfasstheit des Klägers müssen ihn seine Betreuer:innen in der Unterkunft an manchen 

Tagen sogar daran erinnern, Essen und Trinken zu sich zu nehmen. In der Schule, die der 

Kläger bis Sommer 2023 besucht hat, hat der Kläger ebenfalls engmaschige Unterstützung 

durch eine ihm gesondert zur Seite stehende Lehrkraft erhalten, die mit ihm zusammen 

Bewerbungen für Praktika geschrieben, ihn zu Bewerbungsgesprächen begleitet und ihn 

im Praktikum besucht hat. Zusätzlich zu diesen Betreuungs- und Unterstützungsleistungen 

im alltäglichen und schulischen Bereich hat der Kläger wöchentlich einen Gesprächstermin 

mit seinem behandelnden Psychologen bzw. Psychiater; in den Sitzungen geht es u.a. um 

Psychoedukation, Krisenintervention, Stimmungsstabilisierung und die medikamentöse 

Therapie. Nur dank dieses engmaschigen Unterstützungs- und Betreuungsnetzes ist es 

dem Kläger im Sommer 2023 gelungen, den ersten allgemeinbildenden Schulabschluss 

(ESA) zu erreichen. Dass der mittlerweile 20 Jahre alte Kläger nunmehr in der Lage sein 

könnte, sich im Bundesgebiet eigenständig um seine Belange zu kümmern und etwa eine 

Ausbildung aufzunehmen, ist nicht im Ansatz ersichtlich. Nach Einschätzung seines 

behandelnden Psychologen […] ist es dem Kläger vielmehr „zum jetzigen Zeitpunkt nicht 

möglich, am normalen gemeingesellschaftlichen und sozialem Leben teilzuhaben.“ Der 

Kläger hat „deutliche Schwierigkeiten, seine Primärbedürfnisse zu stillen, somit macht es 

die Bewältigung des Alltags zu einer Herausforderung“ ([…], Psychologische 

Stellungnahme v. 17.11.2023, S. 2). Der Jugendpsychologische/-psychiatrische Dienst 

(JPPD) der Freien und Hansestadt Hamburg stellte in seiner Stellungnahme zur Planung 

einer Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII (Eingliederungshilfe für Kinder und 

Jugendliche mit seelischer Behinderung oder drohender seelischer Behinderung) vom 

7. Juli 2023 fest, dass die seelische Gesundheit des Klägers länger als sechs Monate von 

dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht und eine Beeinträchtigung der 

Teilhabe am Leben der Gesellschaft aufgrund des Störungsbildes zu erwarten ist. Der 

Kläger benötigt danach „weiterhin der intensiven Unterstützung bei der Initiierung und 

Aufrechterhaltung von Kontakten mit den ihn behandelnden Ärzten und Therapeuten, bei 

Behördengängen, Berufs- und Ausbildungsfindung sowie bei der Planung und 

Durchführung von Alltagsaufgaben.“ Es zeigen sich „deutliche Funktionseinschränkungen 

im sozio-emotionalen Bereich, welche eine Teilhabe an einem adäquaten Leben in der 

Gesellschaft“ einschränken (JPPD, Stellungnahme v. 7.7.2023, S. 4). 

Ist der Kläger bereits in dem derzeitigen sicheren und stabilen Umfeld im Bundesgebiet auf 

intensive Betreuung und Unterstützung zur Bewältigung des Alltags angewiesen und bedarf 

dieser nach Einschätzung aller Beteiligten auch nach Vollendung des 21. Lebensjahres im 



- 25 -  
 
 
 

 
 

 

März 2024, gibt es keinen Anlass zur Annahme, dass der Kläger bei einer Rückkehr in ein 

von Unsicherheit und Not geprägtes Umfeld wie Mogadischu in der Lage sein könnte, ohne 

jegliche Unterstützung seinen Alltag zu bewältigen, eine Unterkunft anzumieten, eine 

bezahlte Arbeit zu finden und dieser in dem erforderlichen Maße nachzugehen, um 

zumindest das Existenzminimum zu erwirtschaften. Das Gericht ist vielmehr davon 

überzeugt, dass der Kläger bei einer Rückkehr in die ihm völlig fremde Stadt Mogadischu 

schon nicht in der Lage wäre, seine elementarsten Bedürfnisse wie Nahrung und Obdach 

zu sichern, weshalb ihm bei einer Rückkehr mit hoher Wahrscheinlichkeit die Verelendung 

droht. An dieser Prognose ändert die Möglichkeit, Start- und Reintegrationshilfen in 

Anspruch zu nehmen und zu erhalten, nichts. Dass der Kläger in der Lage ist, diese 

finanziellen Hilfen zur Überwindung anfänglich bestehender Schwierigkeiten etwa für den 

Einkauf von Lebensmitteln und die Anmietung einer Unterkunft einzusetzen, kann das 

Gericht angesichts der beschriebenen großen Schwierigkeiten des Klägers bei der 

selbstständigen und eigenverantwortlichen Bewältigung bereits alltäglicher Aufgaben sogar 

in dem zur Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung vorhandenen stabilen und sicheren 

Umfeld nicht erkennen. 

2. Die in Ziffer 3 des Bescheids vom 26. Juli 2021 nach § 34 Abs. 1 Satz 1 AsylG i.V.m. 

§ 59 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 AufenthG erlassene Abschiebungsandrohung war 

aufzuheben, da entgegen § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Alt. 1 AsylG die Voraussetzungen des 

§ 60 Abs. 5 AufenthG in der Person des Klägers vorliegen. Die in Ziffer 4 des Bescheids 

verfügte Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Abs. 1 AufenthG 

erweist sich wegen fehlender Zuständigkeit der Beklagten ebenfalls als rechtswidrig und 

war daher aufzuheben (vgl. § 75 Nr. 12 AufenthG). 

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 83b AsylG i.V.m. § 154 Abs. 1 VwGO. Die 

Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 

VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 709 Satz 2, 711 Sätze 1, 2 ZPO. 
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